Empfehlungen zur Reifeprüfung

AG Französisch in der Steiermark: Empfehlungen zur Verordnung über die Reifeprüfung in den Allgemein Bildenden Höheren Schulen (Schuljahr 2000/01 und 2001/02)

1. Einleitende Anmerkungen

Diese Empfehlungen wurden anhand der gesetzlichen Bestimmungen zuerst in Fachkonferenzen an den einzelnen AHS der Steiermark diskutiert, anschließend die Ergebnisse im Rahmen einer Dienstbesprechung der Fachkoordinatorinnen bzw. Fachkoordinatoren für Französisch am 31.1.2001 koordiniert, ein 1. Entwurf zur Einsichtnahme und Einspruchsmöglichkeit den einzelnen Fachkonferenzen zugesandt, sodann unter Rücksichtnahme auf Einsprüche und auf den Gesetzestext in der Koordinationsgruppe endgültig formuliert. Nach der ARGE-Leitertagung vom 4.7.2001 wurde nur die Struktur den Erfordernissen einer Vereinheitlichung aller Empfehlungen angepasst. Nach der Fachkoordinatorentagung am 8.10.2001 wurde die fächerübergreifende Frage nach den Vorschlägen der Fachkoordinatorinnen bzw. Fachkoordinatoren vervollständigt und nach der ARGE-Leitertagung am 3./4.12.2001 wurden einige wenige Ergänzungen vorgenommen. Die Änderungen werden im Text kursiv dargestellt. Das Gleiche gilt für die Erkenntnisse aus einem Brief der Schulaufsicht vom 3.4.2002 und die Ergebnisse der ARGE-Leiter-Tagung vom 11.4.2002.
Gesetzliche Grundlagen: SchUG §34-42; Verordnung über die Reifeprüfung in den Allgemein Bildenden Höheren Schulen.

Die Kenntnis dieser gesetzlichen Bestimmungen wird vorausgesetzt. Sie werden hier nur in Einzelbereichen paraphrasierend wiederholt und dort gedeutet, wo es für das Fach notwendig erscheint.

Erklärung: Fab1 (Frz ab der 1. Klasse), Fab3 (ab der 3. Klasse), Fab5 (ab der 5. Klasse)

2. Die Fachbereichsarbeit aus Französisch

Wegen des im SchUG §37 (4) geforderten erhöhten Ausmaßes an selbständiger Arbeit der Schülerin bzw. des Schülers und der damit unserer Meinung nach implizit geforderten sehr guten Sprachbeherrschung ist eine Fachbereichsarbeit Französisch wohl nur für Fab1 bzw. Fab3 bei sehr guten Schülerinnen bzw. Schülern denkbar. Für eine Fachbereichsarbeit bei Fab5 müssen besondere Gründe vorliegen, die eine Zustimmung ermöglichen, z.B. Französisch als Muttersprache oder als Zweitsprache, längerer Aufenthalt im frankophonen Ausland (nicht Intensivsprachwoche o.Ä.).

Eine Fachsbereicharbeit kann aus dem Stoff eines oder zweier zusammenpassender und maturafähiger Fächer geschrieben werden. Sie muss aber einem Fach zugeordnet werden. Betrifft sie Französisch, muss sie auf Französisch geschrieben werden (RPVO §7). Damit sie nicht über das Ausmaß einer Proseminararbeit auf der Universität anwächst, wird empfohlen, den Textteil auf maximal 30 Seiten zu begrenzen.
Zur Fachbereichsarbeit im Rahmen der mündlichen Reifeprüfung siehe den entsprechenden Punkt bei „4. Die mündliche Reifeprüfung“.
3. Die schriftliche Reifeprüfung: Aufgabenstellung, Korrektur Beschreibung und Beurteilung

Gesetzliche Vorgaben Fab1 (RPVO §12)
Arbeitszeit 5 Stunden à 60 Minuten, davon 1 Stunde für Hörverstehen, 4 Stunden für Commentaire dirigé (= „Langtext“) bzw. Situations d’écrit (= „Impulstext“).

Hörverstehen: Unbekannter Hörtext mittleren Schwierigkeitsgrades; Höchstdauer 5 Minuten; zweimaliges Vorspielen; schriftliche Vorlage schwieriger Namen und Vokabel sowie der 3 - 4 Detailfragen vor dem Abspielen der Hörtexte; kein Wörterbuch; Zusammenfassung und Beantwortung der Detailfragen.

Situations d’écrit („Impulstext“): Sprachliche, bildliche oder graphische Impulse; ein eventueller Textimpuls darf höchstens 150 Wörter umfassen; Verfassung von entweder a) bis zu 3 Texten, die sich hinsichtlich des Standpunktes und/oder der Textsorte unterscheiden oder b) eines längeren, geschlossenen Textes anhand von Leitfragen. Wörterbuch erlaubt.

Commentaire dirigé („Langtext“): Unbekannter, gedanklich abgeschlossener Originaltext; Textlänge 500-600 Wörter; Leitfragen zur Intention, zu inhaltlichen und/oder sprachlichen Aspekten, persönliche Stellungnahme.

Gesetzliche Vorgaben Fab3 (Erlass 11.012/115-I/2/2000 vom 18.12.2000)

Ab 2001/02 wird das Hörverstehen auch für Fab3 eingeführt, verpflichtend ist es aber erst ab 2002/03. Den Schülerinnen bzw. Schülern der 7. Klassen 2000/01 ist zu Beginn der 8. Klasse 2001/02 mitzuteilen, in welcher Form (mit oder ohne Hörverstehen) die Reifeprüfung für sie abgehalten wird.

Die Bestimmungen der RPVO §12 (für Fab1) ist nur sinngemäß anzuwenden und das Hörverstehen in geeigneter Form zu überprüfen, d.h. an einen sechsjährigen Spracherwerb anzupassen. Als Hörtexte gelten auch Videos bzw. Audio/Video über den PC.

Ansonsten gelten die Bestimmungen wie für Fab1 (außer Arbeitszeit: 5 Stunden, RPVO §13)
Gesetzliche Vorgaben Fab5 (RPVO §13)
Es gelten die Bestimmungen für Fab1, außer dass das Hörverstehen entfällt und die Arbeitszeit für Situations d’écrit („Impulstext“) bzw. Commentaire dirigé („Langtext“) 5 Stunden beträgt.

Empfehlungen der AG
Es scheint notwendig zu erwähnen, dass trotz gleich bzw. ähnlich erscheinender Rahmenbedingungen die Reifeprüfungen für Fab1, Fab3 und Fab5 sich durch unterschiedlich schwere Vorgaben (Texte etc.) und Aufgabenstellungen unterscheiden und in der Praxis auch immer unterschieden haben, ohne dass diese Selbstverständlichkeit Eingang in Empfehlungen finden musste. Dies zur Klarstellung zu einem Artikel in der “Schule” (117/Dezember 2000).

Ad Hörverstehen: Jene wenigen Schulen in der Steiermark, an denen Fab1 unterrichtet wird, führen schon lange Zeit erfolgreich diese Art der Reifeprüfung durch, sodass eigene Empfehlungen der AG diesbezüglich nicht notwendig erscheinen.

Für Fab3 wurden bei einem Seminar Vorschläge erarbeitet, die in österreichweite Empfehlungen mündeten (siehe Anhang). Derzeit liegen diese Empfehlungen im Ministerium zur Begutachtung. Dass das Ministerium sehr wohl die Einwände der ursprünglich nicht kontaktierten Fachleute, d.h. der betroffenen Lehrerinnen bzw. Lehrer insbesondere der AG-Leiterinnen bzw. AG-Leiter, nach dem überraschenden Erlass vom Frühjahr 2000 ernst nahm, wird durch den ergänzenden und den ursprünglichen Text entschärfenden Erlass vom 18.12.2000 gezeigt.

Ad situations d’écrit („Impulstext“): Ein Bild als Impuls ist nicht notwendig. Es soll nur dann verwendet werden, wenn es ursächlich mit der Aufgabenstellung und der Texterstellung zu tun hat. Es sollte nicht als Zierrat missbraucht werden.

In den letzten Jahren haben sich 3 verschiedene Textsorten mit unterschiedlichen Schreibabsichten bzw. Adressaten bewährt. Ein Dialog als niedergeschriebene mündliche Form entspricht nicht den Intentionen einer “situation d‘écrit”, sehr wohl aber z.B. ein für eine Zeitschrift bearbeitetes Interviews als “interview rédigé”.

Ad commentaire dirigé („Langtext“): Bei einem entsprechenden Text sollte die Länge der Textvorlage flexibler gehandhabt werden können, sodass entsprechend „dichte” Texte auch unwesentlich kürzer sein können als 500 Wörter bzw. redundante Texte auch länger sein können (bis ca. 800 Wörter). Auch wenn die Hörverstehensprüfung eingeführt ist, soll sie sich nicht auf diese Empfehlungen auswirken, da die Länge eines Textes noch nicht unbedingt über dessen Schwierigkeitsgrad Auskunft gibt. Längere Texte können eventuell auch mehr und bessere Anhaltspunkte für die Textproduktion bilden.

Die Arbeitsgemeinschaft empfiehlt, die Art der Fragen so zu streuen, dass zusammenfassende, interpretierende und Fragen mit einer persönlichen Stellungnahme vorkommen (siehe auch den Gesetzestext). Je nach Art könnten fünf bis sieben Fragen gestellt werden.

Ad Länge der Schülerarbeiten: In dieser Frage gibt es unterschiedliche Auffassungen darüber, ob die Lehrerin bzw. der Lehrer eine gewünschte Länge vorgeben soll oder nicht. 

Gegnerinnen bzw. Gegner einer Längenvorgabe meinen, dass die Qualität eines Textes von seiner Dichte und von der Qualität und Zahl der Argumente abhängt und eine Längenvorgabe den ursprünglich produzierten „schönen” Text auch verschlechtern könne.

Befürworterinnen bzw. Befürworter einer Längenvorgabe (ca. 500 Wörter Mindestlänge bzw. 600-800 Wörter) meinen, dass die Schülerin bzw. der Schüler sich bei einer Längenvorgabe besser orientieren könne.

Hier wird die Lehrerin bzw. der Lehrer selbst entscheiden müssen, welche Vorgangsweise sie bzw. er wählt.

Ad Fragestellung: Bei der Fragestellung muss besonderes Augenmerk auf Klarheit und Unmissverständlichkeit gelegt werden. Es ist bei der Länge der vorgelegten Texte auch zu berücksichtigen, dass die Kandidatinnen bzw. Kandidaten sich in der vorgegebenen Zeit ein Bild beider Aufgabenstellungen machen können, um in Ruhe ihre Entscheidung treffen zu können.

Ad Vorlage der Aufgabenstellungen, Beurteilung: Laut Auskunft von LSI HR Dr. Robert Hinteregger ist bei einem detaillierten Punktesystem, das die Leistungen der Kandidatin bzw. des Kandidaten sichtbar macht, kein detaillierter Kommentar mehr nötig. Sehr wohl sollte aber in einem Satz die Arbeit gewürdigt werden.

Für die Vorlage der Aufgabenstellungen an die Schulaufsicht (nur noch ein Vorschlag) sollte ein detaillierter Benotungsschlüssel beigelegt sein. Die Fragen sollen übersetzt sein, die Texte in einer kurzen deutschen Zusammenfassung vorliegen.

Es ist wichtig, dass die Kandidatin bzw. der Kandidat nach jenem System benotet wird, nach dem sie bzw. er in der Oberstufe beurteilt wurde. Hier verweist die AG auf die Möglichkeiten, die die LBVO bietet. Wenn möglich und dem Prinzip der Kontinuität nicht widersprechend, könnte in der jeweiligen Schule auch ein einheitliches System bei vergleichbaren Prüfungen (gleiche Anzahl von Lernjahren, gleicher Schultyp) angestrebt werden. Jedenfalls sollten bei Punktesystemen mit gleicher Höchstpunkteanzahl die Punktegrenzen für die einzelnen Noten vereinheitlicht werden.
4. Die mündliche Reifeprüfung

Allgemeine gesetzliche Vorgaben: 

Alle mündlichen Prüfungen bestehen aus einer Kernfrage und einer Spezialfrage; der Kandidatin bzw. dem Kandidaten sind 2 Kernfragen zur Auswahl vorzulegen (RPVO §35 (1)); entweder beide Kernfragen oder die Spezialfrage muss in Zusammenhang mit einem Text stehen (RPVO §35 (6)).

Zusätzliche Prüfungen nach §18 (nach negativer Beurteilung der schriftlichen Reifeprüfung) bestehen aus zwei Kernfragen (RPVO §19); der Kandidatin bzw. dem Kandidaten sind 3 Kernfragen zur Auswahl vorzulegen, eine davon jedenfalls mit einem Text verbunden, die Frage mit dem Text muss gewählt werden (RPVO §35 (2)).
Ein Text kann auch ein Audio- oder Videotext sein (RPVO §35 (6).

Empfehlung der AG:

Hörtexte und Videos sollten eine Länge von ca. 2-3 Minuten aufweisen. Je nach räumlichen Gegebenheiten sollte dabei auch für ruhige Arbeitsbedingungen (ev. eigener Raum) gesorgt werden. Bei der Textaufgabe wären auch verschiedene kurze Texte zur Fragestellung möglich, ebenso die Kombination Audio/Video und kurzer schriftlicher Text (allerdings keine Transkription/Zusammenfassung/Inhaltsangabe des Audio/Videotextes).

Eine Frage sollte in Form von mehreren Leitfragen gestellt werden.

· Die Kernfragen

Gesetzliche Vorgaben Kernfragen: Siehe auch allgemeinen Teil. Bezug auf wesentliche Bereiche des Oberstufenlehrstoffes (RPVO §19 (4).

Empfehlung der AG: Ein Bild als Impuls ist nicht notwendig. Es soll nur dann verwendet werden, wenn es ursächlich mit der Aufgabenstellung und der Texterstellung zu tun hat. Es sollte nicht als Zierrat missbraucht werden. Angaben zur Länge eines schriftlichen Textes erscheinen aus weiter oben angeführten Gründen nicht sinnvoll.

· Das Spezialgebiet und die Spezialfrage

Gesetzliche Vorgaben Spezialfragen: Siehe auch allgemeinen Teil. Bezug auf Themenbereiche aus dem gesamten Bereich des Oberstufenlehrstoffes; Nachweis über einen über den Unterricht hinausgehenden Wissenserwerb (RPVO §19 (5). Vorlage von diversen Impulsen zur Interpretation möglich; kein Referat der Kandidatin bzw. des Kndidaten, sondern Prüfungsgespräch (RPVO §35 (6).

Empfehlung der AG: Es empfiehlt sich, die Schülerinnen und Schüler zur Vorbereitung des Spezialthemas keine Texte (kleine Fachbereichsarbeiten) schreiben zu lassen und diese zu korrigieren, da sonst die Gefahr der Präsentation auswendig gelernter Referate bei der Reifeprüfung besteht. Das Gebiet der Spezialfrage und die dazu geleistete Arbeit sollen kurz präsentiert werden. Anschließend wird die Spezialfrage in einem Prüfungsgespräch detailliert durchleuchtet. Dabei soll die Kandidatin bzw. der Kandidat beweisen, dass sie bzw. er sich auf diesem Gebiet ein erweitertes Wissen erworben hat.
· Die vertiefende Schwerpunktfrage

Gesetzliche Vorgaben vertiefende Schwerpunktprüfung: Pflichtgegenstand und auf den Gegenstand bezogener vertiefender oder erweitender Wahlpflichtgegenstand; fachspezifische Bereiche, die nicht im Lehrplan des Wahlpflichtgegenstandes vorgesehen sind, dürfen einbezogen werden, wenn dies sinnvoll und zweckmäßig ist (RPVO §20). Zusätzlich zu Kernfragen und Spezialfrage zwei verschiedenartige und voneinander unabhängige Fragen vertiefender Art; eine der Fragen ist zu wählen (RPVO §35 (3).

Empfehlung der AG: Hier könnten auch „Produktmappen“ (z.B. Sammlung von eigenen Texten, Videosequenzen etc.) Platz finden. Prüfungsformen, die die dynamischen Fähigkeiten der Kandidatinnen bzw. Kandidaten zeigen (besondere, „originelle“ Prüfungsgespräche), Präsentationen könnten möglich sein. Die Prüferin bzw. der Prüfer steuert dabei die Balance zwischen Prüfung und Präsentation.
· Die fächerübergreifende Schwerpunktfrage mit Französisch

Gesetzliche Vorgaben fächerübergreifende Schwerpunktprüfung: Sinnvolle Fächerkombination zweier Prüfungsgebiete; fachspezifische Fragen und Querverbindungen zwischen den Prüfungsgebieten (RPVO §20). Zusätzlich zu Kernfragen und Spezialfrage zwei verschiedenartige und voneinander unabhängige Fragen fächerübergreifender Art; eine der Fragen ist zu wählen (RPVO §35 (3).

Empfehlung der AG: 

Bei den Querverbindungen der beiden Fächer empfiehlt es sich, ca. 4-5 gemeinsame Kernstoffgebiete mit dem Zweitfach zu finden. Es reicht nicht, 5 verschiedene Einzelfragen aufzulisten und bei der Reifeprüfung zwei davon zu stellen.

Anzumerken sei hier auch noch, dass es die grundlegende Aufgabe des Spracherwerbs ist, ein Thema in der Fremdsprache zu behandeln. Diese Themen sind in der Mehrzahl nicht sprachreflektorisch. Sehr wohl sollte das Thema aber etwas mit einem frankophonen Land zu tun haben. Daher scheint es durchaus logisch, dass z.B. die Behandlung des Biologiethemas „BSE“ mit Aspekten der BSE-Krise in einem französischsprachigen Land, bearbeitet in der Sprache Französisch, den Anforderungen der fächerübergreifenden Frage entspricht.
Voraussetzungen für die Schülerin bzw. den Schüler sind eine gute Sprachkompetenz (überprüft von der F-Lehrerin bzw. dem F-Lehrer) und eine gute Fachkompetenz (überprüftvon der Fachkollegin bzw. vom Fachkollegen).

Ideal als Prüfungsvorbereitung (aber nicht unbedingt Voraussetzung) wäre fächerübergreifender Unterricht während der ganzen Oberstufe. Eine gute Möglichkeit bietet sich hier für Prüferinnen bzw. Prüfer, die in „Personalunion“ in beiden Fächer die Klasse unterrichteten.

Die Zweitprüferin bzw. der Zweitprüfer sollte grundlegende Kenntnisse der Fremdsprache haben.

Zur Frage der Französischkenntnisse der Zweitprüferin bzw. des Zweitprüfers stellt die AG fest, dass ihrer Ansicht nach diese nicht unbedingt vorhanden sein müssten, da bei anderen fächerübergreifenden Prüfungen die Fachkenntnis im jeweils anderen Fach auch nicht Voraussetzung ist.

Nach Anfrage beim LSR (LSI HR Dr. Robert Hinteregger) wird derzeit allerdings gefordert, dass die Zweitprüferin bzw. der Zweitprüfer zumindest passive Französischkenntnisse (Hörverstehen) haben muss. Ihre bzw. seine Fragen kann sie bzw. er natürlich auf Deutsch stellen. Im Sinne der beruflichen Realität könnte sich die AG allerdings auch vorstellen, dass Französisch bei einer fächerübergreifenden Frage quasi das Zweitfach ist und nur die Materialrecherche und Materialbearbeitung auf Französisch und mit französischem Material erfolgt.
· Die Präsentation der Fachbereichsarbeit und die Umfeldfrage

Gesetzliche Vorgaben Prüfung im Zusammenhang mit der Fachbereichsarbeit: Zusätzlich zu Kernfragen und Spezialfrage eine kurze Präsentation (ev. auch mit PowerPoint, Folien etc. möglich) und anschließender Diskussion der Fachbereichsarbeit einschließlich ihres fachlichen Umfeldes in Form eines Prüfungsgespräches (RPVO §21). Dazu muss die Prüferin bzw. der Prüfer eine Aufgabenstellung zur Thematik der Fachbereichsarbeit vorlegen (RPVO §35 (4)).
Empfehlung der AG: Siehe Fachbereichsarbeit zu Beginn des Textes.

5. Resümee

Der schwerwiegendste Eingriff im Bereich der Reifeprüfung erfolgte im Jahr 2000 durch den Erlass bzgl. Hörverstehen für Fab3. Hier bedarf es viel Fingerspitzengefühl von Seiten der Kolleginnen und Kollegen, um nicht ein verstärktes Abwandern zu jener Sprache hervorzurufen, die die Schülerinnen bzw. Schüler schon länger lernen und in der sie sich naturgemäß in den meisten Fällen sicherer fühlen dürften.

Bei der Länge der vorgelegten Texte für den Commentaire dirigé wäre eine größere Flexibilität aus weiter oben angeführten Gründen notwendig.

Für die fächerübergreifende Schwerpunktfrage wäre eine weitere Interpretation des Gesetzestextes notwendig, wie ebenfalls am angegebenen Ort angeführt wurde. Hier müsste man nun wirklich eine Diskussion darüber führen, in welcher Form diese Prüfung durchgeführt werden könnte, wenn eine der Prüferinnen bzw. einer der Prüfer der Fremdsprache nicht mächtig ist, ohne dass die Qualität dieser Prüfung darunter leidet. Ansonsten wird diese Art der Reifeprüfung für die klassischen „Zweitsprachen“ Französisch, Italienisch, Spanisch etc. eher selten möglich sein.
Prof.Mag. Peter Rindler

(Für die AG Französisch AHS Steiermark im Februar 2002)

Anhang:
Vorschlag

Der Teilnehmer des Bundesseminares 100 S „Hörverstehen für Französisch ab der 3. Klasse“ zur Gestaltung der Hörverstehensüberprüfung im Rahmen der schriftlichen Klausur der Reifeprüfung 

Vorbemerkung:

Grundsätzlich ist bei der Auswahl der Texte zur Überprüfung des Hörverstehens den Gegebenheiten des jeweiligen Schulstandortes Rechnung zu tragen (unterschiedliches Stundenausmaß im 1., 2., 3. Lernjahr).

Bei der Hörverstehensüberprüfung soll sichergestellt sein, dass ausschließlich das Hörverstehen und nicht andere Fertigkeiten überprüft werden.

Textsorten:

Als Hörtexte gelten alle medialen Ausformungen, in denen das gesprochene Wort eine wesentliche Rolle spielt. Daher sind Videos nur insofern zur Hörverstehensüberprüfung geeignet , als das gesprochene Wort wesentlicher Bedeutungsträger ist.

Textlänge: 

Um der Aufnahmefähigkeit Rechnung zu tragen, ist eine Textlänge von zwei bis maximal drei Minuten vorzusehen.

Aufgabenstellung:

Das Hörverstehen soll in zwei Stufen  überprüft werden durch:

a.
Aufgabenstellungen, welche das Globalverstehen der Kommunikationssituation (compréhension globale) überprüfen.

b.
Aufgabenstellungen, durch welche wesentliche Inhalte des Textes herausgefiltert werden (compréhension finalisée). 

Beispiele für Arbeitsaufträge:

Welche Aufgabentypen zielführend angewendet  werden können, ist abhängig vom Hörtext.

1.
Richtigstellen falscher Aussagen

2.
Erkennen, ob  eine Aussage zutrifft

3.
Zuordnen von aufgelisteten Handlungen, Eigenschaften, Verhaltensweisen, Umständen etc.

4.
Ordnen nach bestimmten Kriterien (chronologisch, kausal, argumentativ etc.)

5.
Erkennen und Festhalten sprachlicher Mittel im Hörtext, die einem vorgegebenen Begriff entsprechen (z.B. Freude, Zorn, Angst etc.)

6.
Herausfiltern und Festhalten sprachlicher Mittel für die Verwirklichung von Sprechakten (z.B. Vorwürfe machen, bedrohen, überreden etc.)

Beispiele für Frageformen:

Einen Raster ausfüllen

Richtig/falsch abhaken

Fragen mit Mehrfachantworten ankreuzen

Aus Wortreihen auswählen

Bildmaterial zuordnen, ergänzen, beschriften, reihen, ...

Ablauf der Prüfung:
1.
Ausgeben und Besprechen der Aufgabenstellung

2.
Erstes Hören ohne Notizen

3.
Pause für individuelles Durchlesen der Aufgabenstellung Zweites Hören (eventuell abschnittsweise)

4.
Zeit zur Bearbeitung der Aufgabenstellungen 

5.
Drittes Hören und Korrektur bzw. Ergänzung

Gesamtdauer: 45 Min. (beginnend mit dem ersten Hören)

Beurteilung und Gewichtung im Rahmen der Klausur:

Die Gesamtbeurteilung der Klausur setzt sich zusammen aus

einem Fünftel Hörverstehen und

vier Fünftel Textproduktion.

